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Beratungsfolge Datum Behandlung Zuständigkeit 
    

Stadtrat 12.06.2013 öffentlich Entscheidung 
    

 

 

Beschlussvorschlag 

 

Antrag/Prüfauftrag: 

  

Der Oberbürgermeister wird beauftragt 

  

1. zu prüfen, inwieweit die Stadt Erfurt von der preislichen 

Überhöhung der Fahrzeugaufbaupreise bei Beschaffungen im Zeitraum vom 1. Januar 

2000 bis zum 23. Juni 2004 betroffen war,  

2. die notwendigen außergerichtlichen bzw. gerichtlichen Schritte zur 

Schadensregulierung und im Beschaffungsmanagement der Stadtverwaltung 

einzuleiten und 

3. dem Fachausschuss innerhalb der nächsten drei Monate über diese Schritte zu 

berichten. 

 

 

 

 

 

 

28.05.2013, gez.  Grünschneder   

Datum, Unterschrift 

 

  

 

Fraktion DIE LINKE. 

 

    

Titel der Drucksache: 

Kartelle bei Feuerwehrautos: Pauschale 

Entschädigung für Kommunen 

 

Drucksache 0929/13 
 

Stadtrat 

Entscheidungsvorlage 

 

öffentlich 



DA 1.15 

LV 1.53 

01.11 

© Stadt Erfurt 

Drucksache : 0929/13 Seite 2 von 3 

 

 

Nachhaltigkeitscontrolling  Nein  Ja, siehe Anlage Demografisches Controlling  Nein  Ja, siehe Anlage 

Finanzielle Auswirkungen  Nein  Ja → Nutzen/Einsparung  Nein X Ja, siehe Sachverhalt 

  ↓ Personal- und Sachkosten (in EUR) /  

Personalkosteneinsparung (in VbE) 

Deckung im Haushalt  Nein  Ja Gesamtkosten  EUR 

   ↓ 
 

 2013 2014 2015 2016 

Verwaltungshaushalt Einnahmen  EUR  EUR  EUR  EUR 

Verwaltungshaushalt Ausgaben  EUR  EUR  EUR  EUR 

Vermögenshaushalt Einnahmen  EUR  EUR  EUR  EUR 

Vermögenshaushalt Ausgaben  EUR  EUR  EUR  EUR 

 

  Deckung siehe Entscheidungsvorschlag 

 

Fristwahrung 

X Ja  Nein 

 

 

Anlagenverzeichnis 

 

 

 

 

 

Sachverhalt 

 

Die kommunalen Spitzenverbände haben gemeinsam mit den Firmen Iveco Magirus, Rosenbauer 

Deutschland (vormals Rosenbauer Feuerwehrtechnik) und Schlingmann eine 

Regulierungsvereinbarung zur außergerichtlichen Schadensbeseitigung aus dem sogenannten 

Feuerwehrbeschaffungskartell unterzeichnet. Danach erhalten geschädigte Kommunen von 

diesen Anbietern – die im Insolvenzverfahren befindliche Firma Albert Ziegler GmbH & Co. KG hat 

die Vereinbarung nicht unterzeichnet – über einen Regulierungsfonds einen Schadensausgleich 

für festgestellte kartellbedingte Überhöhungen der Preise bei kommunalen Beschaffungen von 

insgesamt rund 6,738 Millionen Euro. Der Deutsche Städtetag, der Deutsche Landkreistag und der 

Deutsche Städte- und Gemeindebund sehen in dem Ergebnis eine gute Grundlage für eine 

außergerichtliche Einigung mit den beteiligten Anbietern von Feuerwehrfahrzeugen. Der erzielte 

Konsens zum Schadensausgleich sei zudem für die Kommunen ein Weg, schnell einen Scha-

densausgleich herbeizuführen und zahlreiche Einzelklageverfahren vor Gericht mit langer 

Zeitdauer und ungewissem Ausgang zu vermeiden. Als Teil der für künftige Vergabeverfahren 

notwendigen „Selbstreinigung“ durch die betroffenen Unternehmen und damit als Teil ihrer 

Mitwirkung bei der Schadensaufklärung vereinbarten die kommunalen Spitzenverbände mit 

diesen die Erstellung eines unabhängigen Gutachtens. Auf der Grundlage einer online-gestützten 
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Datenerhebung bei den Kommunen kamen die Gutachter zu dem Ergebnis, dass die 

Fahrzeugaufbaupreise bei Beschaffungen im Zeitraum vom 1. Januar 2000 bis zum 23. Juni 2004 

preislich überhöht waren. Ergänzend zur außergerichtlichen Schadensregulierung haben die 

kommunalen Spitzenverbände gemeinsam mit den beteiligten Unternehmen eine permanente 

Überprüfung der Eignung und Zuverlässigkeit der Löschfahrzeuganbieter durch die Beauftragung 

einer unabhängigen Institution herbeigeführt. Nach Auffassung der kommunalen 

Spitzenverbände geht es darum, dass die Gewährleistung der Eignung und Zuverlässigkeit als 

ständige Verpflichtung und als Bringschuld der Unternehmen verstanden wird. So könne 

verhindert werden, dass es in Zukunft zu erneutem kartellrechtswidrigem Verhalten zwischen den 

Unternehmen zulasten der Kommunen kommt.  

Unter Bezugnahme auf Presseveröffentlichungen der Kommunalen Spitzenverbände am 

13.05.2013 und auf die DS 2158/12 vom 28.11.2012 stellt die Fraktion diesen Antrag.  
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